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Text 

Kriterien für die Feststellung von Interessenkonflikten 

§ 22. (1) Die Verwaltungsgesellschaft hat die Arten von Interessenkonflikten, die bei der 
Dienstleistungserbringung und der Ausführung von Tätigkeiten auftreten und den Interessen eines 
OGAW abträglich sein können, zu ermitteln und dabei zu berücksichtigen: 

 1. ihre eigenen Interessen, einschließlich solcher, die aus der Zugehörigkeit der 
Verwaltungsgesellschaft zu einer Gruppe oder aus der Erbringung von Dienstleistungen und 
Tätigkeiten resultieren, die Interessen der Kunden und die Verpflichtung der 
Verwaltungsgesellschaft gegenüber dem OGAW; 

 2. die Interessen von zwei oder mehreren verwalteten OGAW. 

(2) Weiters hat die Verwaltungsgesellschaft bei der Ermittlung von Interessenkonflikten zumindest 
zu berücksichtigen, ob auf die Verwaltungsgesellschaft, eine relevante Person oder eine Person, die direkt 
oder indirekt durch Kontrolle mit der Verwaltungsgesellschaft verbunden ist, aufgrund der Tatsache, dass 
sie in der kollektiven Portfolioverwaltung oder einem anderen Bereich tätig ist, einer der folgenden 
Sachverhalte zutrifft: 

 1. Es besteht die Gefahr, dass die Verwaltungsgesellschaft oder die betreffende Person zulasten des 
OGAW einen finanziellen Vorteil erzielen oder einen finanziellen Verlust vermeiden wird; 

 2. die Verwaltungsgesellschaft oder die betreffende Person hat am Ergebnis einer für den OGAW 
oder einen anderen Kunden erbrachten Dienstleistung oder eines für den OGAW oder einen 
anderen Kunden getätigten Geschäfts ein Interesse, das sich nicht mit dem Interesse des OGAW 
an diesem Ergebnis deckt; 

 3. für die Verwaltungsgesellschaft oder die betreffende Person gibt es einen finanziellen oder 
sonstigen Anreiz, die Interessen eines anderen Kunden oder einer anderen Kundengruppe über 
die Interessen des OGAW zu stellen; 
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 4. die Verwaltungsgesellschaft oder die betreffende Person führt für den OGAW und für einen oder 
mehrere andere Kunden, bei denen es sich nicht um OGAW handelt, die gleichen Tätigkeiten 
aus; 

 5. die Verwaltungsgesellschaft oder die betreffende Person erhält aktuell oder künftig von einer 
anderen Person als dem OGAW in Bezug auf Leistungen der kollektiven Portfolioverwaltung, 
die für den OGAW erbracht werden, zusätzlich zu der hierfür üblichen Provision oder Gebühr 
einen Anreiz in Form von Geld, Gütern oder Dienstleistungen. 

(3) Die Verwaltungsgesellschaft hat bei der Feststellung der Arten von Interessenkonflikten, die den 
Interessen eines OGAW abträglich sein können, auch Interessenkonflikte zu berücksichtigen, die sich aus 
der Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken in ihre Prozesse, Systeme und internen Kontrollen ergeben 
können. 
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